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Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Kleiner Plessower See“ 

Vom 6. Dezember 2002 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 10. Juli 2002 (GVBl. I S. 62), verordnet der Minister für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche im Landkreis Potsdam-
Mittelmark wird als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Natur­
schutzgebiet trägt die Bezeichnung „Kleiner Plessower See“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 104 Hektar. 
Es umfasst Flächen in folgenden Fluren: 

Stadt: Gemarkung: Flur: 

Werder Plessow 1, 3; 
Plötzin 3. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in einer topografi­
schen Karte im Maßstab 1 : 10 000 und in Flurkarten mit un­
unterbrochener Linie eingezeichnet; als Grenze gilt der innere 
Rand dieser Linie. Zur Orientierung ist dieser Verordnung zu­
sätzlich eine Flurstücksliste als Anlage beigefügt. Maßgeblich 
ist die Einzeichnung in den Flurkarten. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie 
beim Landkreis Potsdam-Mittelmark, untere Naturschutzbe­
hörde, von jedermann während der Dienstzeiten kostenlos ein­
gesehen werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

(1) Schutzzweck des Naturschutzgebietes als Feuchtgebiet mit 
einem Flachsee und kalkreichen Verlandungs- und Quellmoo­
ren in der Brandenburg-Potsdamer Havelniederung ist 

1.	 die Erhaltung und Entwicklung 

a)	 als Lebensraum wild lebender Pflanzengesellschaften, 
insbesondere Wasserpflanzengesellschaften wie Arm­

leuchteralgen-, Nixenkraut- und Wasserschlauchgesell­
schaften, Röhrichtgesellschaften mit Schwimmröhrich­
ten, Feuchtgrünland, Weidengebüsche und Erlenbrüche, 

b)	 als Lebensraum wild lebender Tierarten, insbesondere 
als Brutgebiet für Wasservögel; 

2.	 die Erhaltung und Entwicklung der Lebensräume wild le­
bender Pflanzenarten, darunter nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 des 
Bundesnaturschutzgesetzes besonders geschützter Arten, 
beispielweise die Krebsschere (Stratiotes aloides); 

3.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Lebens­
beziehungsweise Rückzugsraum und potenzielles Wieder­
ausbreitungszentrum wild lebender Tierarten, darunter zahl­
reicher nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 und 11 des Bundesnatur­
schutzgesetzes besonders und streng geschützter Arten, bei­
spielsweise Kranich (Grus grus), Rohrdommel (Botaurus 
stellaris), Rohrschwirl (Locustella luscinioides), Schilfrohr­
sänger (Acrocephalus schoenobaenus), Wasserspitzmaus 
(Neomys fodiens), Ringelnatter (Natrix natrix), Moorfrosch 
(Rana arvalis) und Glänzende Binsenjungfer (Lestes dryas); 

4.	 die Erhaltung des Sees wegen seiner besonderen Eigenart 
als durch Nutzungen wenig beeinflusster, schwach eutro­
pher Flachsee mit vollständiger Vegetationszonierung und 
unverbauten Ufern; 

5.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als wesent­
licher Teil des regionalen Biotopverbundes zwischen dem 
Kleinen Plessower See, dem Krielower See und der Havel. 

(2) Die Unterschutzstellung dient der Erhaltung und Entwicklung

1.	 eines natürlichen eutrophen Sees mit einer Vegetation des 
Magnopotamions und Hydrocharitions und feuchter Hoch­
staudenfluren der planaren Stufe als Lebensraumtypen 
nach Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume
sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. 
L 206 S. 7), zuletzt geändert durch die Richtlinie 97/62/EG 
vom 27. Oktober 1997 (ABl. EG Nr. L 305 S. 42) – Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie; 

2.	 von kalkreichen Sümpfen mit Cladium mariscus und Arten 
des Caricion davallianae als prioritärer Lebensraumtyp 
nach Anhang I der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie; 

3.	 der Population des Fischotters (Lutra lutra), der Mopsfle­
dermaus (Barbastella barbastellus) und des Bitterlings 
(Rhodeus sericeus amarus) als Tierarten nach Anhang II 
der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, einschließlich ihrer für 
Fortpflanzung, Ernährung, Wanderung und Überwinterung 
wichtigen Lebensräume. 

§ 4 
Verbote 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in dem 
Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Brandenburgi­
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schen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die das 
Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestandteile 
zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören können. 

(2) Es ist insbesondere verboten: 

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän­
dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf; 

2.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
sowie Leitungen anzulegen, zu verlegen oder zu verändern; 

3.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel­
len oder anzubringen; 

4.	 Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto­
maten aufzustellen; 

5.	 die Bodengestalt zu verändern, Böden zu verfestigen, zu 
versiegeln oder zu verunreinigen; 

6.	 die Art oder den Umfang der bisherigen Grundstücksnut­
zung zu ändern; 

7.	 zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu 
verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen; 

8.	 die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; 

9.	 das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

10. außerhalb der für den öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen und Wege, der nach öffentlichem Straßenrecht 
oder auf Grund des § 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes 
gekennzeichneten Reitwege zu reiten; 

11. mit Fahrzeugen außerhalb der für den öffentlichen Verkehr 
gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Fahrzeuge 
dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen; 

12. zu baden, zu tauchen oder Eisflächen zu betreten oder zu 
befahren; 

13. Wasserfahrzeuge aller Art einschließlich Luftmatratzen zu 
benutzen; 

14. Modellsport oder ferngesteuerte Modelle zu betreiben oder 
feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten; 

15. Hunde frei laufen zu lassen; 

16. Be- oder Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen 
Umfang hinaus durchzuführen, Gewässer jeder Art entge­
gen dem Schutzzweck zu verändern oder in anderer Weise 
den Wasserhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; 

17. Schmutzwasser, Gülle, Dünger, Gärfutter oder Klär­
schlamm auszubringen, einzuleiten, zu lagern oder abzula­
gern; die §§ 4 und 5 der Klärschlammverordnung bleiben 
unberührt; 

18. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern, abzulagern 
oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entledigen; 

19. Tiere zu füttern oder Futter bereitzustellen; 

20. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln; 

21. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun­
ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Ent­
wicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten 
der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

22. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs­
formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­
ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; 

23. Pflanzenschutzmittel jeder Art anzuwenden; 

24. Wiesen, Weiden oder sonstiges Grünland umzubrechen 
oder neu anzusäen. 

§ 5 
Zulässige Handlungen 

(1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
Handlungen: 

1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 2 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße landwirtschaftliche 
Bodennutzung auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten 
Flächen mit der Maßgabe, dass 

a)	 Grünland als Wiese oder Weide mit einer Besatzdichte 
im Jahresmittel von maximal 1,4 Großvieheinheiten 
pro Jahr genutzt wird und § 4 Abs. 2 Nr. 17 und 23 
weiterhin gilt, 

b)	 § 4 Abs. 2 Nr. 24 gilt; 

2.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Bo­
dennutzung auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen mit der Maßgabe, dass 

a)	 die Bewirtschaftung der Erlenbestände vom 1. März 
bis zum 1. November eines jeden Jahres unzulässig ist, 

b)	 eine Nutzung der Erlenbestände ausschließlich einzel­
stammweise oder kleingruppenweise, das heißt mit bis 
zu drei Hiebflächen pro Hektar Waldfläche, jeweils mit 
einem maximalen Durchmesser von 15 Metern erfolgt, 

c)	 nur Baumarten der potenziell natürlichen Vegetation 
eingebracht werden dürfen, 

d)	 Bäume mit Horsten und Höhlen nicht gefällt werden, 

e)	 stehendes Totholz mit mehr als 30 Zentimetern Stamm­
durchmesser in 1,30 Meter Höhe über dem Stammfuß 
nicht gefällt wird und liegendes Totholz an Ort und 
Stelle verbleibt, 
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f)	 § 4 Abs. 2 Nr. 17 und 23 gilt; 

3.	 die im Sinne des § 11 Abs. 4 des Brandenburgischen Natur­
schutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 des Fi­
schereigesetzes für das Land Brandenburg ordnungsgemäße 
fischereiwirtschaftliche Flächennutzung auf den bisher 
rechtmäßig dafür genutzten Flächen mit der Maßgabe, dass 

a)	 für den Kleinen Plessower See ein Hegeplan zu erstel­
len ist, der spätestens am 1. Januar 2005 in Kraft tritt 
und in dem insbesondere der Karpfenbesatz zu regeln 
ist. Bei der Erstellung des Hegeplans sind die Ziele zur 
Entwicklung des Gebietes gemäß § 3, insbesondere § 3 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a sowie § 3 Abs. 2 Nr. 1 zu be­
rücksichtigen; eine Gefährdung der in § 3 Abs. 2 Nr. 3 
genannten Arten ist auszuschließen. Der Hegeplan ist 
einvernehmlich mit der unteren Naturschutzbehörde 
abzustimmen und regelmäßig fortzuschreiben. Bis zum 
In-Kraft-Treten des Hegeplans ist ein Besatz mit K2­
beziehungsweise K3-Karpfen mit bis zu fünf Kilo­
gramm pro Hektar und Jahr zulässig. Eine Erhöhung 
des Karpfenbesatzes durch den Hegeplan ist nicht zu­
lässig. Zeitpunkt und Menge des Besatzes sind der un­
teren Fischereibehörde vorher mitzuteilen. 

Im Übrigen dürfen nur heimische Fischarten einge­
bracht werden; ein Besatz mit Aal darf dabei nicht 
über ein Kilogramm Satzaal (das Stück zu 80 Gramm) 
pro Hektar hinausgehen. § 13 der Brandenburgischen 
Fischereiordnung bleibt unberührt, 

b)	 Fanggeräte und Fangmittel so einzusetzen oder auszu­
statten sind, dass ein Einschwimmen und eine Gefähr­
dung des Fischotters weitgehend ausgeschlossen ist, 

c)	 kraftstoffgetriebene Wasserfahrzeuge verboten sind, 

d)	 das Angeln nur zum Zwecke der Erwerbsfischerei zu­
lässig ist; 

4.	 für den Bereich der Jagd: 

a)	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd mit der Maßgabe, 
dass 

aa) die Jagd auf Wasservögel verboten ist, 

bb) in der Zeit vom 1. April bis 30. Juni eines jeden 
Jahres die Jagd nur vom Ansitz aus gestattet ist, 

b)	 die Anlage ortsunveränderlicher jagdlicher Einrichtun­
gen zur Ansitzjagd mit Zustimmung der zuständigen 
unteren Naturschutzbehörde. 

Transportable und mobile Ansitzeinrichtungen sind der 
unteren Naturschutzbehörde vor der Errichtung anzu­
zeigen. Die untere Naturschutzbehörde kann in begrün­
deten Einzelfällen das Aufstellen verbieten. Die Ent­
scheidung hierüber soll unverzüglich erfolgen, 

c)	 die Anlage von Kirrungen außerhalb gesetzlich ge­

schützter Biotope und der in § 3 Abs. 2 Nr. 1 und 2 ge­
nannten Lebensraumtypen. 

Unzulässig bleibt die Anlage von Wildfütterungen, Ansaat­
wildwiesen und Wildäckern sowie die Ausbildung von 
Hunden; 

5.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßenge­
setzes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen und Wege, die im Sinne des 
§ 78 des Brandenburgischen Wassergesetzes ordnungsge­
mäße Unterhaltung der Gewässer unter besonderer Beach­
tung des § 3 Abs. 2 sowie die ordnungsgemäße Unterhal­
tung sonstiger rechtmäßig bestehender Anlagen jeweils im 
Einvernehmen mit der unteren Naturschutzbehörde; 

6.	 die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf 
Grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

7.	 Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­
nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
unteren Naturschutzbehörde; 

8.	 Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der unteren Naturschutzbehörde angeordnet worden 
sind; 

9.	 behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 
Warntafeln dienen; 

10. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die untere Naturschutzbehörde ist über die getroffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie kann nach­
träglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbarkeit mit 
dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Naturschutz­
gebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für die 
Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Natur­
schutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden beauf­
tragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Perso­
nen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 Satz 2 des Lan­
deswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden als 
Zielvorgabe benannt: 
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1.	 die Feuchtwiesenbrachen sollen durch regelmäßige Mahd 
mit Beräumung des Mähgutes offen gehalten werden; 

2.	 der Pappelforst soll unter Verwendung von Baumarten der 
potenziell natürlichen Vegetation schrittweise zu einem na­
turnahen, strukturreichen Wald umgebaut werden. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die oberste Natur­
schutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Verboten des § 4 oder den Maßgaben des 
§ 5 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbuße bis 
zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendeinhundert­
neunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet werden. 

§ 9 
Verhältnis zu anderen naturschutzrechtlichen 

Bestimmungen 

(1) Die Aufstellung einer Behandlungsrichtlinie zur Ausfüh­
rung der in dieser Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege­
und Entwicklungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des 
Schutzzwecks sowie die Duldung von Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege richten sich nach den 
§§ 29 und 68 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur­
schutzrechtlichen Schutzgebietsausweisungen im Bereich des 
in § 2 genannten Gebietes vor. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Eine Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann gegen 
diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 
Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichtsgesetzes). 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Ausgenommen davon sind die Maßgaben zur landwirtschaft­
lichen Bodennutzung nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a und b, 
die am 1. Juli 2003 in Kraft treten. 

Potsdam, den 6. Dezember 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 

Anlage 

Flurstücksliste zur Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Kleiner Plessower See“ vom 6. Dezember 2002 

Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 104 Hektar. Es 
umfasst folgende Flächen im Landkreis Potsdam-Mittelmark, 
Stadt Werder: 

Gemarkung: Flur: Flurstücke: 

Plessow 1 147, 148/2, 148/3, 149/1, 149/2, 149/3, 
149/4, 150, 151, 153/1, 153/2, 153/3, 
153/4, 153/5, 166/1, 166/2, 166/3, 
166/5, 167/1, 167/2, 167/3, 167/4, 168, 
169/1, 169/2, 169/3, 169/4, 170, 252 
teilweise, 257, 276/1, 276/2, 277/1, 
277/2, 278/1, 278/2, 281/1, 281/2, 
282/1, 282/2, 283 bis 291, 292/1, 
292/2, 293 bis 306; 

Plessow 3 1, 2/1, 2/2, 3, 4 teilweise, 5, 6 teilweise, 
7 teilweise, 8/1 teilweise, 8/2 teilweise, 
11/1, 11/2, 14/1, 14/2, 14/3, 14/4, 45 
teilweise, 52 teilweise, 53 teilweise, 54 
teilweise, 55 teilweise, 92/1, 93/2, 94/1, 
95 teilweise, 130 teilweise; 

Plötzin 3 111/6, 111/7, 111/8, 123/4, 123/5, 
123/6, 123/8 teilweise, 134 bis 137, 
138/1, 138/2, 139/1, 139/2, 139/3, 
139/4, 139/5, 139/6, 140/2, 141/2, 
144/1, 144/2, 144/4, 144/6, 145, 146, 
147/1, 147/2, 147/3, 147/4, 148/1, 
148/2, 148/3, 148/4, 148/5, 149/3 teil­
weise, 151/3 teilweise, 161/2 teilweise, 
162, 170, 171 teilweise, 180 teilweise, 
188, 189 teilweise, 202/2 teilweise, 211 
teilweise, 212, 213 teilweise, 217/3 teil­
weise, 218/4 teilweise, 223/2 teilweise, 
224 teilweise, 226 teilweise, 227 teil­
weise, 228/3 teilweise, 232, 233, 235.  
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Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet 
„Ruppiner Wald- und Seengebiet“ 

Vom 10. Dezember 2002 

Auf Grund des § 22 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 und 
§ 78 Abs. 1 Satz 5 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes 
vom 25. Juni 1992 (GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 2002 (GVBl. I S. 62), ver­
ordnet der Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und 
Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichneten Flächen in den Landkreisen Ost-
prignitz-Ruppin und Oberhavel werden als Landschaftsschutz­
gebiet festgesetzt. Das Landschaftsschutzgebiet trägt die Be­
zeichnung „Ruppiner Wald- und Seengebiet“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Landschaftsschutzgebiet hat eine Größe von rund 
48 202 Hektar. Es liegt in den Landschaftsräumen „Prignitz 
und Ruppiner Land“ sowie dem „Nordbrandenburgischen 
Wald- und Seengebiet“ und umfasst Flächen im Bereich der 
Ämter Fehrbellin, Gransee und Gemeinden, Lindow (Mark), 
Neuruppin, Rheinsberg, Temnitz und Wittstock-Land. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Landschaftsschutzgebietes ist in einer Über-
sichtskarte im Maßstab 1 : 50 000, in topografischen Karten im 
Maßstab 1 : 10 000 sowie in Flurkarten mit ununterbrochener 
Linie eingezeichnet; als Grenze gilt der innere Rand dieser Li­
nie. Maßgeblich ist die Einzeichnung in den Flurkarten. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie 
bei den Landkreisen Oberhavel und Ostprignitz-Ruppin, untere 
Naturschutzbehörden, von jedermann während der Dienstzei­
ten kostenlos eingesehen werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

(1) Schutzzweck ist 

1.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes wegen seiner 
besonderen Bedeutung für die naturnahe Erholung im Ein­
zugsbereich der Ballungsräume Berlin und Potsdam, insbe­
sondere 

a)	 durch eine der Landschaft und Naturausstattung ange­

passte Förderung der Erlebbarkeit des Landschaftsraums, 
vor allem der Gewässer und ausgedehnten Waldbestände, 

b)	 durch eine Verbesserung der landschaftlichen Einbin­
dung der Siedlungsbereiche unter Berücksichtigung 
der historisch gewachsenen dörflichen Strukturen; 

2.	 die Bewahrung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit des 
Landschaftsbildes eines für das Prignitz- und Ruppiner Land 
sowie für das Nordbrandenburgische Wald- und Seengebiet 
repräsentativen und charakteristischen Ausschnittes eines 
eiszeitlich geprägten Wald- und Seengebietes, insbesondere 

a)	 der landschaftsprägenden geomorphologischen Struk­
turen wie Grund- und Endmoränen, Kuppen und Hang­
kanten, Talsand- und Sanderflächen, Binnendünen, 
Sölle, Schmelzwasserrinnen und zahlreichen Rinnen­
und Staubeckenseen sowie Moorbildungen, 

b)	 der weiträumigen, wechselhaften Landschaftsstruktur 
mit vielfältigen Landschaftselementen, wie großflächi­
gen naturnahen Waldgesellschaften, Fließ- und Stillge­
wässern, Niederungsbereichen mit Bruchwäldern, 
Röhrichten, Feuchtwiesen und Hochstaudenfluren, 
Feldgehölzen, Hecken, Solitärbäumen, Äckern, Wei­
den, Brachen und Trockenrasen, 

c)	 der historisch entstandenen, weiträumigen Siedlungs­
strukturen mit Alleen, Parks, Kopfweiden, Lehmsti­
chen, Feldsteinpflasterstraßen, Feldsteinmauern, Le­
sesteinhaufen und Obstpflanzungen; 

3.	 die Erhaltung und Wiederherstellung der Leistungsfähig­
keit des Naturhaushaltes, insbesondere 

a)	 der Funktionsfähigkeit des Wasserhaushaltes sowie die 
Erhaltung und Wiederherstellung der Wasserqualität 
der stehenden und fließenden Gewässer einschließlich 
der Uferzonen, der Verlandungs- und Überflutungsbe­
reiche und der Regenerationsfähigkeit der Gewässer, 

b)	 der Funktionsfähigkeit der mineralischen und organi­
schen Böden, wie nährstoffarme Mineralböden, Gley­
böden sowie Anmoor- und Niedermoorböden, 

c)	 der klimatischen Funktion der Wälder und Seen, 

d)	 der Lebensraumfunktion von Niedermooren, Quellberei­
chen, Kleingewässern, Bachläufen, Alt- und Totarmen, 
Schwimmblatt- und Röhrichtzonen, Bruchwäldern, Bu­
chen- und Buchenmischwäldern und Trockenrasen, 

e)	 der Puffer- und Vernetzungsfunktion zu den Natur­
schutzgebieten „Wumm-See und Twern-See“, „Ruppi­
ner Schweiz“, „Kunsterspring“, „Buchheide“, „Him-
melreich-See“ sowie „Großer Stechlin-, Nehmitz- und 
Großer Kruckowsee“ und zum Landschaftsschutzge­
biet „Fürstenberger Wald- und Seengebiet“; 

4.	 die Entwicklung des Gebietes im Hinblick auf eine natur­
verträgliche und nachhaltige Landnutzung. 
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§ 4 
Verbote, Genehmigungsvorbehalte 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in 
dem Landschaftsschutzgebiet gemäß § 22 Abs. 3 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes folgende Handlungen verbo­
ten, die das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner 
Bestandteile zerstören, beschädigen: 

1.	 Bodenbestandteile abzubauen; 

2.	 Niedermoorstandorte umzubrechen oder in anderer Weise 
zu beeinträchtigen; ausgenommen ist eine den Moortypen 
(Norm-, Mulm-, Erdniedermoor) angepasste Bewirt­
schaftung, wobei eine weitere Degradierung des Moorkör­
pers so weit wie möglich auszuschließen ist; 

3.	 Quellbereiche, sowie Kleingewässer, Bachläufe, Alt- oder 
Totarme nachteilig zu verändern, zu beschädigen oder zu 
zerstören; 

4.	 Bäume außerhalb des Waldes, Hecken, Gebüsche, Feld­
oder Ufergehölze, Ufervegetation oder Schwimmblattge­
sellschaften zu beschädigen oder zu beseitigen; 

5.	 in Röhrichte einzudringen oder sich diesen wasserseitig 
dichter als fünf Meter zu nähern; 

6.	 Trockenrasen, wie zum Beispiel Silbergrasfluren und Gras-
nelken-Schafschwingelrasen nachteilig zu verändern, zu 
beschädigen oder zu zerstören. 

(2) Sonstige Handlungen, die geeignet sind, den Charakter des 
Gebietes zu verändern, den Naturhaushalt zu schädigen, das 
Landschaftsbild zu verunstalten, den Naturgenuss zu beein­
trächtigen oder sonst dem besonderen Schutzzweck zuwiderzu­
laufen, bedürfen der Genehmigung. Der Genehmigung bedarf 
insbesondere, wer beabsichtigt, 

1.	 bauliche Anlagen, die einer öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung oder Anzeige bedürfen, zu errichten oder wesentlich 
zu verändern; 

2.	 die Bodengestalt zu verändern, Böden zu verfestigen, zu 
versiegeln oder zu verunreinigen; 

3.	 Plakate und Werbeanlagen aufzustellen oder anzubringen; 
ausgenommen zur saisonalen Direktvermarktung landwirt­
schaftlicher Produkte; 

4.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
anzulegen, Leitungen zu verlegen oder solche Anlagen we­
sentlich zu verändern; 

5.	 außerhalb öffentlich-rechtlich zugelassener und gekenn­
zeichneter Plätze sowie von Hausgärten, Wohnwagen auf­
zustellen; ausgenommen zur Ernte und saisonalen Direkt­
vermarktung landwirtschaftlicher Produkte; 

6.	 Veranstaltungen mit motorbetriebenen Fahrzeugen (inklu­
sive Wasserfahrzeugen) durchzuführen; 

7.	 Grünland in eine andere Nutzungsart zu überführen; 

8.	 die Bodenbedeckung auf Acker- und Grünland abzubren­
nen; 

9.	 außerhalb des Waldes standortfremde oder landschaftsun­
typische Gehölzpflanzungen vorzunehmen; 

10. außerhalb von öffentlich-rechtlich zugelassenen und ge­
kennzeichneten Plätzen sowie Hausgärten, Kleingärten 
und Ferien- und Wochenendhausgrundstücken offene Feu­
erstätten zu errichten oder zu betreiben. 

(3) Die Genehmigung nach Absatz 2 ist, unbeschadet anderer 
Rechtsvorschriften, auf Antrag von der zuständigen unteren 
Naturschutzbehörde zu erteilen, wenn die beabsichtigte Hand­
lung den Charakter des Gebietes nicht verändert und dem be­
sonderen Schutzzweck nicht oder unerheblich zuwiderläuft. 
Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen versehen 
werden. 

§ 5 
Zulässige Handlungen 

(1) Entgegen § 4 dieser Verordnung bleiben zulässig: 

1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 2 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bo­
dennutzung auf den rechtmäßig dafür genutzten Flächen 
mit der Maßgabe, dass § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 4 sowie § 4 
Abs. 2 Nr. 7 bis 9 gelten; 

2.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche 
Bodennutzung auf den rechtmäßig dafür genutzten Flächen 
mit der Maßgabe, dass Höhlenbäume erhalten bleiben; 

3.	 die im Sinne des § 11 Abs. 4 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 des 
Fischereigesetzes für das Land Brandenburg ordnungs­
gemäße fischereiwirtschaftliche Flächennutzung sowie die 
Angelfischerei auf den rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen mit der Maßgabe, dass 

a)	 § 4 Abs. 1 Nr. 5 gilt, wobei für Fischereiberechtigte und 
Fischereiausübungsberechtigte das Betreten zum Zwe­
cke des Einsetzens, der Kontrolle und des Entfernens 
von Fanggeräten und zur ökologisch verträglichen Nut­
zung abgestorbener Teile von Schilf und Rohrbestän­
den gemäß § 3 Abs. 1 Satz 2 des Fischereigesetzes für 
das Land Brandenburg gestattet bleibt, 

b)	 Fanggeräte und Fangmittel so einzusetzen oder aus­
zustatten sind, dass ein Einschwimmen und eine Ge­
fährdung des Fischotters weitgehend ausgeschlossen 
ist; 

4.	 die ordnungsgemäße Unterhaltung der Gewässer im Be­
nehmen mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde 
und mit der Maßgabe, dass 
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a)	 Maßnahmen zeitlich und räumlich derart durchzufüh­
ren sind, dass ein vielfältiger und standortgerechter 
Pflanzen- und Tierbestand erhalten bleibt oder sich neu 
entwickeln kann, 

b)	 bei erforderlichen Wasserbaumaßnahmen möglichst 
natürliche Baustoffe und ingenieurbiologische Metho­
den verwendet werden, 

c)	 keine Pflanzenschutzmittel verwendet werden; 

5.	 nach In-Kraft-Treten dieser Verordnung im Benehmen mit 
der zuständigen unteren Naturschutzbehörde wasserrecht­
lich zugelassene Gewässerbenutzungen; 

6.	 die Anlage und Änderung von Straßen und Wegen im Rah­
men von Plangenehmigungen für Bodenordnungs- oder 
Flurneuordnungsverfahren im Einvernehmen mit der ge­
mäß § 17 Abs. 2 des Brandenburgischen Naturschutzgeset­
zes zuständigen Naturschutzbehörde sowie die ordnungs­
gemäße Unterhaltung der rechtmäßig bestehenden Anlagen 
einschließlich der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen und Wege im Benehmen mit der zuständigen unte­
ren Naturschutzbehörde; 

7.	 Handlungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 Nr. 9 in 
rechtmäßig bestehenden Baumschulen, Gärten, Friedhö­
fen, Park- und Gartenanlagen; 

8.	 die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf 
Grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

9.	 Maßnahmen der Modernisierung, Instandsetzung sowie 
der notwendigen Anpassung der Infrastruktur an umwelt­
gesetzliche Erfordernisse auf räumlich abgegrenzten land­
wirtschaftlichen Betriebsstandorten, die als solche im Lie­
genschaftskataster bezeichnet sind. Soweit diese Maßnah­
men eine Errichtung beziehungsweise Erweiterung von 
Baukörpern, die einer öffentlich rechtlichen Genehmigung 
oder Anzeige bedürfen, darstellen, ist das Einvernehmen 
mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde erfor­
derlich; 

10. Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der zuständigen unteren Naturschutzbehörde angeordnet 
worden sind; 

11. Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­
nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
zuständigen unteren Naturschutzbehörde; 

12. behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 
Warntafeln dienen; 

13. Maßnahmen bezüglich des Kernkraftwerkes Rheinsberg 
zur ordnungsgemäßen Nachbetriebsphase und Stillegung, 
zur Verwahrung beim Rückbau anfallender radioaktiver 
Stoffe sowie zur Anlagen- und Umgebungsüberwachung; 

14. die im Sinne des § 63 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesnaturschutz­
gesetzes bestimmungsgemäße Nutzung des bestehenden 
Truppenübungsplatzes Wittstock zu Zwecken der Landes­
verteidigung, einschließlich des Schutzes der Zivilbevölke­
rung, sowie die zur Aufrechterhaltung und Sicherung der 
militärischen Nutzung auf dieser Fläche erforderlichen Tä­
tigkeiten, Maßnahmen und Einrichtungen; 

15. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die zuständige untere Naturschutzbehörde ist über die ge­
troffenen Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie 
kann nachträglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbar­
keit mit dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 Abs. 1 Nr. 5 für das Befahren des Land­
schaftsschutzgebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht 
für Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Na­
turschutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden be­
auftragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Per­
sonen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 des Landes­
waldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Es werden folgende Maßnahmen als Zielvorgabe für die Pflege 
und Entwicklung des Gebietes festgelegt: 

1.	 es wird angestrebt, die natürlichen Gebietswasserverhält­
nisse zu erhalten und wo nötig wieder herzustellen; Verun­
reinigungen und Eutrophierungen der Gewässer sollen ver­
hindert werden; das Regenerationsvermögen der Gewässer 
soll durch die Förderung einer standortgemäßen Ufervege­
tation verbessert werden; 

2.	 Feuchtwiesen und ihre Auflassungsstadien sollen in ihrer 
Artenvielfalt durch angepasste, regelmäßige Pflege, insbe­
sondere entsprechende Mahd oder Weideführung und Ent­
buschung entwickelt werden; auf die Anwendung von Dün­
gern und Pflanzenschutzmitteln ist nach Möglichkeit zu 
verzichten; 

3.	 Sand- und kontinentale Trockenrasen sollen durch periodi­
sche Pflegemaßnahmen erhalten werden; 

4.	 naturnahe Wälder sollen erhalten beziehungsweise bei einer 
von der natürlichen Waldgesellschaft abweichenden Besto­
ckung allmählich durch Umbau entwickelt werden. Bei 
Pflanzungen sollen Baumarten entsprechend der potenziell 
natürlichen Vegetation unter Ausschluss florenfremder Sip­
pen (Neophyten, Agriophyten) verwendet werden. Es sollen 
naturnah strukturierte Waldränder geschaffen werden; 
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5.	 für die Sicherung der naturverträglichen Erholung sollen 
als geeignete Lenkungsmaßnahme Rad-, Wander- und 
Reitwege sowie Biwakplätze für Wasserwanderer unter 
Vermeidung zusätzlicher Versiegelung derart entwickelt 
werden, dass seltene oder gefährdete Arten und ihre Le­
bensräume möglichst unbeeinträchtigt bleiben; 

6.	 Freileitungen sollen aus Gründen des Vogelschutzes vor 
Anflug gesichert oder auch aus landschaftsästhetischen 
Gründen durch Erdverlegung ersetzt werden; 

7.	 an ausgewählten Uferbereichen der Seen soll in Absprache 
mit den Nutzungsberechtigten eine Reduzierung und Kon­
zentrierung der Steganlagen und Bootsschuppen, insbeson­
dere zum Schutz störungsempfindlicher Arten, erreicht 
werden; 

8.	 Alleen, Streuobstwiesen, Hecken und Kopfweidenbestände 
sollen zur Erhaltung und Schaffung von Biotopverbund­
systemen durch Pflege, Nachpflanzung und Neuanlage er­
halten und gefördert werden. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die zuständige unte­
re Naturschutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. Dies gilt 
auch im Falle der Versagung einer Genehmigung nach § 4 
Abs. 2 und 3. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Verboten des § 4 oder den Maßgaben des 
§ 5 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbu­
ße bis zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausend­
einhundertneunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet 
werden. 

§ 9 
Verhältnis zu anderen naturschutzrechtlichen 

Bestimmungen 

(1) Der Erlass von Pflegeplänen zur Ausführung der in dieser 
Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege- und Entwicklungs­
maßnahmen und zur Verwirklichung des Schutzzwecks und die 
Duldung von Maßnahmen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege richten sich nach den §§ 29 und 68 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Soweit für den Bereich des Landschaftsschutzgebietes wei­
ter gehende naturschutzrechtliche Vorschriften bestehen, blei­
ben diese unberührt. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und §§ 37 bis 43 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Eine Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann gegen 
diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 
Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichtsgesetzes). 

§ 11 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1.	 der Beschluss des Bezirkstages Potsdam vom 20. Juli 1966 
über die Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes „Neu-
ruppin-Rheinsberg-Fürstenberger Wald- und  Seengebiet“ 
für die Gebietsteile im Landkreis Ostprignitz-Ruppin und 
für die Gebietsteile der Gemarkungen Baumgarten, Mese­
berg und Schönermark im Amt Gransee des Landkreises 
Oberhavel; 

2.	 der Beschluss des Bezirkstages Potsdam vom 20. Juli 1966 
über die Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes „Se­
wekow“. 

Potsdam, den 10. Dezember 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 
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Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Kanalwiesen Wendisch Rietz“ 

Vom 17. Dezember 2002 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 10. Juli 2002 (GVBl. I S. 62), verordnet der Minister für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche im Landkreis Oder-Spree 
wird als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Naturschutzgebiet 
trägt die Bezeichnung „Kanalwiesen Wendisch Rietz“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 108 Hektar. 
Es umfasst Flächen in folgenden Fluren: 

Gemeinde: Gemarkung: Flure: 

Wendisch Rietz Wendisch Rietz 2; 

Storkow (Mark) Storkow 8, 14, 15. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in topografischen 
Karten im Maßstab 1 : 10 000 und in Flurkarten mit ununter­
brochener Linie eingezeichnet; als Grenze gilt der innere Rand 
dieser Linie. Zur Orientierung ist dieser Verordnung zusätzlich 
eine Flurstücksliste als Anlage beigefügt. Maßgeblich ist die 
Einzeichnung in den Flurkarten. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie 
beim Landkreis Oder-Spree, untere Naturschutzbehörde, von 
jedermann während der Dienstzeiten kostenlos eingesehen 
werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

(1) Der Schutzzweck des Naturschutzgebietes, das eine ver­
moorte Schmelzwasserrinne, einen Ausläufer eines Binnendü­
nenzuges mit Kessel- und Versumpfungsmooren und einen Be­
reich am Südwestufer des Großen Storkower Sees umfasst, ist 

1.	 die Erhaltung, Entwicklung und naturnahe Wiederherstel­
lung als Lebensraum wild lebender Pflanzengesellschaften, 

insbesondere des Feucht- und Frischgrünlandes, der Röh­
richte und Großseggenriede, der naturnahen Bruch- und 
Laubmischwälder und der Flechten- und Zwergstrauch-
Kiefernwälder; 

2.	 die Erhaltung und Entwicklung der Lebensräume wild le­
bender Pflanzenarten, darunter zahlreicher nach § 10 Abs. 2 
Nr. 10 des Bundesnaturschutzgesetzes besonders geschütz­
ter Arten, beispielsweise Gemeine Grasnelke (Armeria 
elongata), Schlangenwurz (Calla palustris), Steifblättriges 
Knabenkraut (Dactylorhiza incarnata), Kammfarn (Dryop­
teris cristata), Sumpf-Porst (Ledum palustre), Fieberklee 
(Menyanthes trifoliata), Krebsschere (Stratiotes aloides), 
die Moose Leucobryum glaucum und Sphagnum squar­
rosum sowie die Flechten Cladonia gracilis und Cetraria 
aculeata; 

3.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Lebens­
beziehungsweise Rückzugsraum und potenzielles Wieder­
ausbreitungszentrum wild lebender Tierarten, insbesondere 
der Vögel, Lurche, Kriechtiere, Libellen, Schmetterlinge 
und Hautflügler, darunter  nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 und 11 
des Bundesnaturschutzgesetzes besonders und streng ge­
schützter Arten, beispielsweise Bekassine (Gallinago galli­
nago), Rohrdommel (Botaurus stellaris), Schwarzspecht 
(Dryocopus martius), Erdkröte (Bufo bufo), Seefrosch 
(Rana ridibunda), Teichmolch (Triturus vulgaris), Ringel­
natter (Natrix natrix), Frühe Adonislibelle (Pyrrhosoma 
nymphula), Kaisermantel (Argynnis paphia), Goldene Acht 
(Colias hyale), Hornisse (Vespa crabro); 

4.	 die Erhaltung einer vermoorten eiszeitlichen Schmelzwas­
serrinne und des Ausläufers eines Binnendünenzuges mit 
naturnahen Feucht- und Trockenbiotopen wegen ihrer Sel­
tenheit, strukturellen Vielfalt, besonderen Eigenart und 
hervorragenden Schönheit; 

5.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als wesent­
licher Teil des regionalen Biotopverbundes zwischen 
Scharmützelsee und Großem Storkower See und als Tritt­
stein für Versumpfungs- und Kesselmoore sowie für 
Binnendünen der Umgebung. 

(2) Die Unterschutzstellung dient der Erhaltung und Entwick-
lung 

1.	 von Dünen mit offenen Grasflächen mit Corynephorus und 
Agrostis, eines natürlich  eutrophen Sees mit einer Vegeta­
tion des Magnopotamions und Hydrocharitions, von Pfei­
fengraswiesen auf kalkreichen und torfigen Böden, feuch­
ten Hochstaudenfluren der planaren Stufe, mageren Flach-
land-Mähwiesen, Übergangsmooren und alten bodensauren 
Eichenwäldern auf Sandebenen mit Quercus robur 
als Lebensraumtypen nach Anhang I der Richtlinie 
92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere 
und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), zuletzt geändert 
durch die Richtlinie 97/62/EG vom 27. Oktober 1997 (ABl. 
EG Nr. L 305 S. 42) – Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie; 

2.	 von Birken-Moorwäldern und Waldkiefern-Moorwäldern 
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als prioritären Lebensraumtypen nach Anhang I der Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie; 

3.	 von Fischotter (Lutra lutra) und Schlammpeitzger (Misgur­
nus fossilis) als Tierarten nach Anhang II der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie, einschließlich ihrer für Fortpflanzung, 
Ernährung, Wanderung und Überwinterung wichtigen Le­
bensräume. 

§ 4 
Verbote 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in dem 
Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die das 
Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestandteile 
zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören können. 

(2) Es ist insbesondere verboten: 

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän­
dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf; 

2.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
anzulegen, Leitungen zu verlegen oder solche Anlagen zu 
verändern; 

3.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel­
len oder anzubringen; 

4.	 Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto­
maten aufzustellen; 

5.	 die Bodengestalt zu verändern, die Böden zu verfestigen, 
zu versiegeln oder zu verunreinigen; 

6.	 die Art oder den Umfang der bisherigen Grundstücksnut­
zung zu ändern; 

7.	 zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu 
verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen; 

8.	 die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; 

9.	 das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

10. außerhalb der für den öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen und Wege, der nach öffentlichem Straßenrecht 
oder auf Grund des § 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes 
gekennzeichneten Reitwege zu reiten; 

11. mit Fahrzeugen außerhalb der für den öffentlichen Verkehr 
gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Fahrzeuge 
dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen; 

12. zu baden oder Eisflächen zu betreten; 

13. Modellsport oder ferngesteuerte Modelle zu betreiben oder 
feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten; 

14. Hunde frei laufen zu lassen; 

15. Be- oder Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen 
Umfang hinaus durchzuführen, Gewässer jeder Art entge­
gen dem Schutzzweck zu verändern oder in anderer Weise 
den Wasserhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; 

16. Schmutzwasser, Dünger, Gülle, Gärfutter oder Klär­
schlamm auszubringen, einzuleiten, zu lagern oder abzula­
gern; die §§ 4 und 5 der Klärschlammverordnung bleiben 
unberührt; 

17. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern, abzulagern 
oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entledigen; 

18. Fische und Wasservögel zu füttern oder Futter bereitzustel­
len; 

19. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln; 

20. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun­
ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Entwick­
lungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu vernichten; 

21. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs­
formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­
ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; 

22. Pflanzenschutzmittel jeglicher Art einzusetzen; 

23. Wiesen, 	Weiden und sonstiges Grünland umzubrechen 
oder neu anzusäen. 

§ 5 
Zulässige Handlungen 

(1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
Handlungen: 

1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 2 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße landwirtschaftliche 
Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen mit der Maßgabe, dass Grünland als Wiese oder Wei­
de genutzt wird und die jährliche Zufuhr an Pflanzennähr­
stoffen über Dünger inklusive Exkrementen von Weidetie­
ren je Hektar Grünland die Menge nicht überschreitet, die 
dem Äquivalent an Dünger von 1,4 Großvieheinheiten 
(GVE) entspricht, ohne chemisch-synthetische Stickstoff­
düngemittel einzusetzen. Im Übrigen gilt § 4 Abs. 2 Nr. 16, 
22 und 23; 

2.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche 
Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen mit der Maßgabe, dass 

a)	 bei Wiederaufforstungen nur standortheimische Gehöl­
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ze eingebracht werden, die dem Artenspektrum der in 
§ 3 aufgeführten Waldgesellschaften entsprechen, 

b)	 Kahlhiebe nur bis 0,5 Hektar zulässig sind; 

3.	 die im Sinne des § 11 Abs. 4 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 des 
Fischereigesetzes für das Land Brandenburg ordnungsge­
mäße fischereiwirtschaftliche Flächennutzung in der bis­
herigen Art und im bisherigen Umfang auf den bisher 
rechtmäßig dafür genutzten Flächen mit der Maßgabe, dass 
Fanggeräte und Fangmittel so einzusetzen oder auszustat­
ten sind, dass ein Einschwimmen und eine Gefährdung des 
Fischotters weitgehend ausgeschlossen ist; 

4.	 die rechtmäßige Ausübung der Angelfischerei am Ostufer 
des Kanals nördlich der Schafsbrücke auf Flurstück 12 
Flur 2 Gemarkung Wendisch Rietz und auf dem Großen 
Storkower See; 

5.	 für den Bereich der Jagd: 

a)	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd, 

b)	 die Errichtung ortsunveränderlicher jagdlicher Einrich­
tungen zur Ansitzjagd mit Zustimmung der unteren 
Naturschutzbehörde. Die Zustimmung ist zu erteilen, 
wenn der Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird. 

Transportable und mobile Ansitzeinrichtungen sind der 
unteren Naturschutzbehörde vor der Aufstellung anzu­
zeigen. Die untere Naturschutzbehörde kann in begrün­
deten Einzelfällen das Aufstellen verbieten. Die Ent­
scheidung hierüber soll unverzüglich erfolgen. 

Unzulässig bleibt die Anlage von Kirrungen und Wildfütte­
rungen innerhalb gesetzlich geschützter Biotope und der in 
§ 3 Abs. 2 genannten Lebensräume; 

6.	 das Baden an der in der topografischen Karte gekennzeich­
neten Badestelle am Südwestufer des Großen Storkower 
Sees; 

7.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßenge­
setzes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen und Wege, die im Sinne des 
§ 78 des Brandenburgischen Wassergesetzes ordnungsge­
mäße Unterhaltung der Gewässer, die ordnungsgemäße 
Unterhaltung sonstiger rechtmäßig bestehender Anlagen 
sowie die ordnungsgemäße Unterhaltung der im Gebiet ge­
legenen Bundeswasserstraßen, sofern sie den gesetzlichen 
Umfang nicht überschreitet, jeweils im Einvernehmen mit 
der unteren Naturschutzbehörde; 

8.	 die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf 
Grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

9.	 Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­

tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­
nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
unteren Naturschutzbehörde; 

10. Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der unteren Naturschutzbehörde angeordnet worden sind; 

11. behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 
Warntafel dienen; 

12. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die untere Naturschutzbehörde ist über die getroffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie kann nach­
träglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbarkeit mit 
dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Naturschutz­
gebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für die 
Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Natur­
schutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden beauf­
tragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Perso­
nen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 Satz 2 des Lan­
deswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden als 
Zielvorgabe benannt: 

1.	 Grünlandflächen und Hochstaudenfluren sollen von Gehöl­
zen freigehalten werden; 

2.	 bei der Bewirtschaftung der Grünlandflächen sollen Pfei­
fengraswiesen regelmäßig einmal pro Jahr im Herbst ge­
mäht werden und die Beweidung oder Mahd des sonstigen 
Grünlandes soll nicht vor dem 16. Juni eines Jahres erfol­
gen; 

3.	 bei der Bewirtschaftung der Wälder 

a)	 sollen Kiefernreinbestände auf geeigneten Standorten 
in naturnahe Mischwälder umgebaut werden, 

b)	 sollen Bäume mit Horsten oder Höhlen nicht gefällt 
werden, 

c)	 soll stehendes Totholz nicht gefällt und liegendes Tot­
holz nicht entfernt werden, 

d)	 sollen auf Mooren und in den Restbeständen der alten 
bodensauren Eichenwälder keine forstwirtschaftlichen 
Maßnahmen erfolgen, 
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e)	 soll eine Ausbreitung von Gehölzen, die dem Arten­
spektrum der in § 3 aufgeführten Waldgesellschaften 
nicht entsprechen, verhindert werden, 

f)	 soll keine flächige tiefgreifende in den Mineralboden 
eingreifende Bodenbearbeitung erfolgen und zum Be­
fahren des Waldes sollen nur Waldwege und Rückegas­
sen genutzt werden; 

4.	 offene Stellen der Binnendünenausläufer sollen durch gele­
gentliches Plaggen und Entbuschen wiederhergestellt oder 
entwickelt werden; 

5.	 der Wasserstand der Versumpfungs- und Kesselmoore soll 
durch Schließung der Entwässerungsgräben erhöht wer­
den. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die oberste Natur­
schutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Verboten des § 4 oder den Maßgaben des § 5 
zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbu­
ße bis zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendein­
hundertneunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet wer­
den. 

§ 9 
Verhältnis zu anderen naturschutzrechtlichen 

Bestimmungen 

(1) Die Aufstellung einer Behandlungsrichtlinie zur Ausfüh­
rung der in dieser Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege­
und Entwicklungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des 
Schutzzwecks sowie die Duldung von Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege richten sich nach den 
§§ 29 und 68 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur­
schutzrechtlichen Schutzgebietsausweisungen im Bereich des 
in § 2 genannten Gebietes vor. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 

Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Die Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Natur­
schutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann gegen 
diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 
Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichtsgesetzes). 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Ausgenommen davon sind die Maßgaben zur landwirt­
schaftlichen Bodennutzung nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, die am 1. Ju­
li 2003 in Kraft treten. 

Potsdam, den 17. Dezember 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 

Anlage 

Flurstücksliste zur Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Kanalwiesen Wendisch Rietz“ vom 17. Dezember 2002 

Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 108 Hektar. Es 
umfasst folgende Flächen in den Gemarkungen: 

Gemeinde: Gemarkung: Flur: Flurstücke: 

Wendisch Rietz Wendisch Rietz 2 1 bis 12, 14 bis 82, 
131 (anteilig), 134 
bis 141, 143 bis 167, 
169, 170, 172 bis 
191, 193 bis 219, 
222 bis 233 (antei­
lig), 235 (anteilig), 
236 (anteilig), 238 
bis 247 (anteilig), 
305 (anteilig), 1001, 
1002, 1003 bis 1006 
(anteilig), 1013, 
1014, 1154 (antei­
lig), 1158 (anteilig); 

Storkow Storkow 8 1 (anteilig); 
14 81 bis 83 (anteilig); 
15 36 bis 52. 
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Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über das maschinell geführte Grundbuch 

Vom 19. Februar 2003 

Auf Grund des § 126 Abs. 1 Satz 1 der Grundbuchordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 1994 (BGBl. I 
S. 1114) und des § 67 Satz 2 der Grundbuchverfügung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Januar 1995 (BGBl. I 
S. 114) in Verbindung mit § 1 Nr. 3 der Verordnung zur Über­
tragung von Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverord­
nungen nach der Bundesrechtsanwaltsordnung, dem Gesetz zur 
Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft 
auf dem Gebiet des Berufsrechts der Rechtsanwälte und auf 
dem Gebiet der maschinellen Registerführung vom 17. August 
2000 (GVBl. II S. 324) verordnet die Ministerin der Justiz und 
für Europaangelegenheiten: 

Artikel 1 

Die Verordnung über das maschinell geführte Grundbuch vom 
22. Mai 2002 (GVBl. II S. 290) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Anlegung des maschinell geführten Grundbuchs 
richtet sich nach § 67 Satz 1 der Grundbuchverfügung.“ 

2. Die Anlage wird wie folgt geändert: 

Nach den Wörtern „Amtsgericht Frankfurt (Oder)“ werden 
ein Komma und die Wörter „Amtsgericht Nauen, Amtsge­
richt Potsdam, Amtsgericht Strausberg, Amtsgericht Ber­
nau, Amtsgericht Zossen“ angefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 19. Februar 2003 

Die Ministerin der Justiz 
und für Europaangelegenheiten 

Barbara Richstein 

Verordnung zur Änderung der 
Verordnung zur Durchführung des Waffengesetzes 

Vom 11. März 2003 

Auf Grund des § 48 Abs. 1 des Waffengesetzes vom 11. Oktober 
2002 (BGBl. I S. 3970) in Verbindung mit Artikel 14 des Polizei­
strukturreformgesetzes vom 18. Dezember 2001 (GVBl. 
S. 282, 286) und § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Ord­
nungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) verordnet die Landesregie­
rung: 

Artikel 1 

Die Verordnung zur Durchführung des Waffengesetzes vom 
17. Dezember 1991 (GVBl. S. 670), zuletzt geändert durch 
Artikel 12 des Polizeistrukturreformgesetzes vom 18. Dezem­
ber 2001 (GVBl. I S. 282, 286), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Zuständige Behörden für die Prüfung der Fach­
kunde nach § 22 Abs. 1 Satz 1 des Waffengesetzes sind 
die Polizeipräsidien.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Geschäftsführung für die Abnahme der Prü­
fung nach § 22 Abs. 1 Satz 1 des Waffengesetzes wird 
der Industrie- und Handelskammer Potsdam übertra­
gen.“ 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Zuständige Behörden für die Erteilung einer Beschei­
nigung nach § 55 Abs. 2 des Waffengesetzes an Perso­
nen, die wegen der von ihnen wahrzunehmenden ho­
heitlichen Aufgaben des Landes persönlich erheblich 
gefährdet sind, sind die Polizeipräsidien.“   

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Zuständige Behörden für die Erteilung einer Be­
scheinigung nach § 56 des Waffengesetzes sind die Po­
lizeipräsidien.“ 

3. § 5 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Zuständigkeit für die Verfolgung von Ordnungs­
widrigkeiten nach § 53 des Waffengesetzes wird den Poli­
zeipräsidien übertragen.“ 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 2003 in Kraft. 

Potsdam, den 11. März 2003 

Die Landesregierung

des Landes Brandenburg


Der Ministerpräsident


Matthias Platzeck


Der Minister des Innern


Jörg Schönbohm
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